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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.09.1958 

Geschäftszahl 

2088/56 

Rechtssatz 

§ 66 AVG normiert kein Recht der Partei auf Verweisung der Sache an die erste Instanz zur neuerlichen 
selbständigen Durchführung des Ermittlungsverfahrens und zur neuerlichen Entscheidung (hier: 

Parteiengehör wurde in 1.Instanz nicht gewahrt, die 2.Instanz entschied unter Wahrung des Parteiengehörs in der 
Sache selbst; Hinweis E 19.3.1929 VwSlg 15.580 A/1929). 


